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der Behandlung von Fragen der Ordnung, Sicherheit und Sau­
berkeit im Territorium hin. Es hat sich bewährt, daß neben 
Berichterstattungen durch den Kreisgerichtsdirektor (§ 56 
Abs. 3 GöV) auch die Vorsitzenden der Schiedskommissionen 
vor der Stadtverordnetenversammlung berichten (§ 27 Abs. 2 
GGG). Die Ständige Kommission für Inneres, Volkspolizei 
und Justiz führt mindestens einmal jährlich eine gemein­
same Arbeitsberatung mit den Vorsitzenden der Schiedskom­
missionen durch. Dabei kommt es zu wichtigen gegenseitigen 
Informationen, die bei der Lösung der Aufgaben nützlich 
sind und die für die erzieherische Öffentlichkeitsarbeit benö­
tigt werden. Die Vorsitzenden der Schiedskommissionen sind 
darüber hinaus ständige Teilnehmer der vierteljährlichen Si­
cherheitsberatungen mit staatlichen und gesellschaftlichen 
Kräften, die in den Wohngebieten der Stadt stattfinden. Diese 
genannten Formen, einschließlich der Mitarbeit in den Räten 
für öffentliche Ordnung und Sicherheit, haben sich in Greifs-' 
wald bewährt, und sie werden weiter ausgebaut.

Eine bedeutsame Feststellung der genannten Konferenz im 
September 1986 war, daß die derzeitige Stadtordnung nicht 
mehr in allen Funkten den gesellschaftlichen Erfordernissen 
entspricht. Aus diesem Grunde wurde nachfolgend im Okto­
ber 1986 eine Arbeitsgruppe „Stadtordnung“ gebildet, die un­
ter Leitung des 1. Stellvertreters des Oberbürgermeisters steht. 
In dieser Arbeitsgruppe wirken u. a. der Stellvertreter des 
Oberbürgermeisters für Inneres, die Stadträte für Wohnungs- 
politik/-wirtschaft, Verkehrs- und Nachrichtenwesen, örtliche 
Versorgungswirtschaft, der Kreissekretär der Nationalen 
Front sowie der Kreisgerichtsdirektor und der Stellvertreter 
des Leiters des Volkspolizeikreisamtes und ein Vertreter der 
Ernst-Moritz-Arndt-Universität als einem der größten Rechts­
träger von Gebäuden in der Innenstadt mit.

Die Arbeitsgruppe behandelt folgende Aufgabenkomplexe:
— Analyse der derzeit gültigen Stadtordnung, insbesondere 

hinsichtlich des Verhältnisses zu den zentralen rechtlichen 
Regelungen, der Durchsetzbarkeit von enthaltenen Forde­
rungen, der Eindeutigkeit in der Formulierung, der Ver­
ständlichkeit und der Überschaubarkeit,

— Analyse der praktischen Anforderungen an die Stadtord­
nung Greifswalds mit dem Ziel, die konkreten regelungs­
bedürftigen Sachverhalte zü ermitteln, Abgrenzungen zwi­
schen Rechtspflichten, Empfehlungen und Orientierungen 
vorzunehmen und möglichst alle Grenzfälle in Fragen der 
Verantwortung und Verantwortlichkeit in der Stadtord­
nung zu erfassen,

— Organisation und Durchführung einer öffentlichen Diskus­
sion zur Stadtordnung unter wesentlicher Einbeziehung 
der gesellschaftlichen Kräfte,

— Vorschlag zur Präzisierung der Stadtordnung an die Stadt­
verordnetenversammlung zur Beschlußfassung,

— schrittweise Errichtung einer wirksamen! Kontrollinstitu- 
tion zur Durchsetzung der Stadtordnung (z. B. Stadt- oder 
Ördnungsinspektion).
Schwerpunkt der Arbeit ist zunächst die Greifswalder 

Innenstadt unter Berücksichtigung der obengenannten Pro­
bleme. In den alle vierzehn Tage stattfindenden Beratungen 
berichten gegenwärtig Vertreter ausgewählter Betriebe und 
Einrichtungen (Universität, HO-Kreisdirektion, Konsumge­
nossenschaft, VEB Gebäudewirtschaft, Stadtdirektion Stra­
ßenwesen, VEB Stadtwirtschaft u. a.) über den Stand ihrer 
Aktivitäten auf dem Gebiet der Sauberhaltung. Parallel dazu 
führen die Mitglieder der Arbeitsgruppe nach einem Opera­
tivplan Untersuchungen in Objekten der berichterstattenden 
Betriebe durch, die insbesondere auf die organisatorischen 
und innerbetrieblichen Festlegungen (z. B. in Arbeitsordnun­
gen, Funktionsplänen, Verträgen u. ä.), Abgrenzungen zu 
Nachbarobjekten sowie die Lösung auftretender Probleme ge­
richtet sind. Ein Plan der Öffentlichkeitsarbeit (§56 Abs. 2 
GöV) ist in Vorbereitung, durch den vor allem die Bürger in 
unterschiedlicher Form erneut in die Diskussion zu Fragen 
von Ordnung und Sauberkeit in unserer Stadt einbezogen 
werden.

Weitere Aktivitäten sollen über die Abgeordneten, die 
Nationale Front sowie die anderen gesellschaftlichen Organi­
sationen eingeleitet werden.
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Rechtswissenschaft als geschichtliche Wissenschaft
M i t t e i s  (NJ 1947, Heft 2, S. 27 ff.) betont mit Recht, daß die 
auf dem flachen Dogmatismus beruhende Begrenzung unserer 
Rechtswissenschaft und unseres Rechtsbewußtseins in der jüngsten 
Epoche nur durchbrochen werden kann durch eine Vertiefung un­
seres geschichtlichen Wissens. Nur als geschichtliche Wissenschaft 
ist die Rechtswissenschaft wahre Wissenschaft. Als dogmatische 
Wissenschaft ist sie höchstens Technik, die Zubereitung des Hand­
werkzeugs für den praktischen Bedarf. ..’.

Die Rechtswissenschaft soll helfen, die großen Probleme, die 
vor uns stehen, zu lösen. Die Frage nach dem Wesen des Rechts, 
seinem Inhalt, seiner Richtung und auch nach seiner Form aus der 
Geschichte zu lösen, das ist in der Tat ein für unsere Rechtslehre 
neuer Gedanke. Bisher war die Rechtsgeschichte die Lehre von 
dem alten, früheren, geschehenen Recht, jetzt soll die Geschichte 
ein Mittel werden, um das Wesen des Rechts selbst zu deuten. . ..

Ein französischer Rechtstheoretiker hat einmal gesagt, daß nir­
gends in der Welt so viel vom Recht geredet und über das Recht 
geschrieben wurde, in der Praxis aber so viel Willkür herrsche, wie 
in Deutschland. Wenn unsere Rechtstheoretiker das nicht bemerkt 
haben, so lag es daran, daß sie traditionellen Prinzipien anhingen, 
daß sie die Pandekten statt der Wirklichkeit studierten, daß sie 
glaubten, das Recht herrsche, wenn diese traditionellen Prinzipien 
sich reibungslos durchsetzten, und die Staatsmacht sei eine legale, 
wenn sie sich an diese Prinzipien halte. ...

Der Gedanke: das Recht ist identisch mit dem politischen Be­
streben des Volkes, ist unserer deutschen Theorie ganz fremd ge­
blieben. Für sie war das Recht immer identisch mit dem „Willen 
der Staatsmacht, der in den Gesetzen seinen Ausdruck findet“. 
Damit stellte sich die Theorie ganz eindeutig auf die Seite der 
in Deutschland herrschenden Machthaber. Die so naheliegende 
Frage: was will diese Staatsmacht, welche politischen Kräfte diri­
gieren sie, hat diese Theorie — der Geschichte und damit der 
Wirklichkeit selbst entfremdet — nie gestellt. Den tiefgreifenden 
Antagonismus zwischen der Staatsgewalt und dem Volke hat sie 
daher nicht gesehen. Alles, was außerhalb der Grenzen des Staa­
tes lag, lag für sie auch außerhalb des Rechts. Sie lehnte es ab, 
sich mit ihm zu befassen. Doch das hat politische und nicht theore­
tische Gründe. ...

Lange hat die deutsche Rechtstheorie die einzige demokrati­
sche Kraft in Deutschland, die Arbeiterbewegung, geschmäht und 
sich voll und ganz den reaktionären Kräften angeschlossen. Es ist 
an der Zeit, daß unsere Theorie erkennt, wo die Kräfte liegen, die 
uns einer glücklicheren Zukunft entgegenführen. Der „Kampf ums 
Recht“ ist nicht der Kampf, abstrakter Prinzipien und persönlicher 
Intentionen, sondern der Kampf geschichtlicher Kräfte. Und es 
ist die Aufgabe der Rechtswissenschaft, diese Kräfte in ihrem 
Wesen und ihrer Bewegung zu erkennen und zur Entfaltung zu 
bringen.
Dr. Karl P o l a k  (Leiter der Abteilung Justlzfragen beim Parteivor­
stand der SED). „Wesen und Wert der Rechtsgeschichte“, NJ 1941, 
Heft 3, S. 54 ff.

Bestrafung von Naziverbrechen 
(Rechtsprechung zum Kontrollratsgesetz Nr. 10)
Der Angeklagte hatte während der Nazizeit einen Bürger wegen antinazisti­
scher Äußerungen angezeigt. Dieser wurde daraufhin für mehrere Monate 
inhaftiert. Der Angeklagte wandte ein, er sei sich zum Zeitpunkt der Anzeige 
der Rechtswidrigkeit seiner Handlung nicht bewußt gewesen. Das Gericht hat 
zu der Frage, ob die Handlung des Angeklagten vom damaligen oder vom 
heutigen Rechtsstandpunkt aus zu betrachten sei, folgenden Rechtssatz auf­
gestellt:
Bei Verbrechen gegen die Menschlichkeit (Kontrollratsgesetz Nr. 10) 
ist für die Beurteilung der Tat in objektiver und subjektiver 
Beziehung die h e u t i g e  Rechtsauffassüng maßgebend.
Oberlandesgericht Gera, Urteil vom 2. Oktober 1946 — 1 Ss. 50/46 - (NJ 
1947, Heft 3, S. 67)

Der Angeklagte, der in der Nazizeit einen Häftling grausam mißhandelt hatte, 
war, da die Tat Aufsehen erregt hatte, damals zu einer geringfügigen Strafe 
verurteilt worden. Zu dem Einwand des Angeklagten, die seinerzeit bereits 
abgeurteilte Straftat „dürfe nicht noch einmal zum Gegenstand eines Straf­
verfahrens gemacht werden, stellte das Gericht folgenden Rechtssatz auf:

Der Grundsatz „ne bis in idem“ steht der Aburteilung wegen 
Verbrechens gegen die Menschlichkeit nach Kontrollratsgesetz 
Nr. 10 nicht im Wege.
Oberlandesgericht Dresden, Urteil vom 24. Januar 1941 — 20. 63/46 — 
(NJ 1941, Heft 3, S. 68)


